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Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes (TierSchG)1 wurde durch § 6 Abs. 6 
TierSchG eine Verordnungsermächtigung eingefügt, die es dem Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft erlaubt, die Kastration von männlichen Ferkeln ohne Betäubung durch 
Tierärzte zu regeln. Die Norm lautet:  

„Das Bundesministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates für Eingriffe im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2a2 abweichend von § 5 Absatz 1 
Satz 23 zuzulassen, dass die Betäubung von bestimmten anderen Personen vorgenommen werden 
darf, soweit es mit dem Schutz der Tiere vereinbar ist. In der Rechtsverordnung nach Satz 1 sind 
die Anforderungen zu regeln, unter denen diese Personen die Betäubung vornehmen dürfen; da-
bei können insbesondere 

1.  Verfahren und Methoden einschließlich der Arzneimittel und der Geräte zur Durchfüh-
rung der Betäubung sowie des Eingriffes nach Satz 1 vorgeschrieben oder verboten wer-
den, 

2.  vorgesehen werden, dass die Person, die die Betäubung durchführt, die für diese Tätigkeit 
erforderliche Zuverlässigkeit und die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten zu besit-
zen und diese nachzuweisen hat, und 

3. nähere Vorschriften über die Art und den Umfang der nach Nummer 2 erforderlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten erlassen sowie Anforderungen an den Nachweis und die Auf-
rechterhaltung der erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten festgelegt und das Verfah-
ren des Nachweises geregelt werden.“ 

Ferner wurde durch das Vierte Gesetz zur Änderung des TierSchG4 in § 21 ein neuer Absatz 1a 
eingefügt, der mit Wirkung vom 1.1.2019 folgendes vorsieht:  

„Bis zum 31. Mai 2019 wird dem Deutschen Bundestag eine Rechtsverordnung des Bundesminis-
teriums nach § 6 Absatz 6 zugeleitet. Die Zuleitung an den Deutschen Bundestag erfolgt vor der 
Zuleitung an den Bundesrat. Die Rechtsverordnung kann durch Beschluss des Deutschen Bun-
destages geändert oder abgelehnt werden. Der Beschluss des Deutschen Bundestages wird dem 
Bundesministerium zugeleitet. Hat sich der Deutsche Bundestag nach Ablauf von drei Sitzungs-
wochen seit Eingang der Rechtsverordnung nicht mit ihr befasst, so wird die unveränderte 
Rechtsverordnung dem Bundesrat zugeleitet. Soweit die Rechtsverordnung auf Grund des Be-
schlusses des Bundesrates geändert wird, bedarf es keiner erneuten Zuleitung an den Bundes-
tag.“

1 Gesetz vom 4. Juli 2013, BGBl. I, 2182 ff.  

2 Kastration von unter acht Tage alten männlichen Schweinen.  

3 § 5 Abs. 1 Satz 2 TierSchG verlangt, dass die Betäubung warmblütiger Wirbeltiere sowie von Amphibien und 
Reptilien durch einen Tierarzt vorzunehmen ist. 

4 Gesetz vom 17. Dezember 2018, BGBL. I, 2586 ff.  
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Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hat im Januar 2019 einen Referenten-
entwurf vorgelegt, mit dem von dieser Verordnungsermächtigung Gebrauch gemacht wird.5

Diesem Sachstand liegen Fragen der Vereinbarkeit des Verordnungsentwurfs mit einfachgesetzli-
chen und gleichrangigen nationalen Vorschriften, insbesondere arzneimittelrechtlicher Art, bei 
der Betäubung und Kastration von männlichen Schweinen zugrunde.  

Bisher regelt § 5 Abs. 1 TierSchG folgende Grundsätze:6 „An einem Wirbeltier darf ohne Betäu-
bung ein mit Schmerzen verbundener Eingriff nicht vorgenommen werden. Die Betäubung 
warmblütiger Wirbeltiere sowie von Amphibien und Reptilien ist von einem Tierarzt vorzuneh-
men. Dies gilt nicht, soweit die Betäubung ausschließlich durch äußerliche Anwendung eines 
Tierarzneimittels erfolgt, das nach arzneimittelrechtlichen Vorschriften zugelassen ist, um eine 
örtliche Schmerzausschaltung zu erreichen, und nach dem Stand von Wissenschaft und Technik 
zum Zweck der Durchführung des jeweiligen Eingriffs geeignet ist. Dies gilt ferner nicht für ei-
nen Eingriff im Sinne des § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2a, soweit die Betäubung ohne Beein-
trächtigung des Zustandes der Wahrnehmungs- und Empfindungsfähigkeit, ausgenommen die 
Schmerzempfindung, durch ein Tierarzneimittel erfolgt, das nach arzneimittelrechtlichen Vor-
schriften für die Schmerzausschaltung bei diesem Eingriff zugelassen ist. Für die Betäubung mit 
Betäubungspatronen kann die zuständige Behörde Ausnahmen von Satz 2 zulassen, sofern ein 
berechtigter Grund nachgewiesen wird. Ist nach den Absätzen 2, 3 und 4 Nr. 1 eine Betäubung 
nicht erforderlich, sind alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um die Schmerzen oder Leiden der 
Tiere zu vermindern.“ 

Die Betäubung mit Isofluran wird als Inhalationsnarkose verabreicht und fällt daher nicht unter 
den Anwendungsfall des § 5 Abs. 1 Satz 4 TierSchG. Inzwischen ist Isofluran für die Ferkelkast-
ration in Deutschland zugelassen. Das BMEL schreibt auf seiner Internetseite: „Das für die Zulas-
sung von Tierarzneimitteln zuständige Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit hat mit Bescheid vom 19. November 2018 eine Zulassung für das Tierarzneimittel  
"Isofluran Baxter vet 1000 mg/g" zur Inhalationsnarkose für Hunde, Katzen, Pferde und Schweine 
(Ferkel) erteilt. Damit steht erstmals in der EU ein zugelassenes Inhalationsnarkotikum für die 
Durchführung einer wirksamen Schmerzausschaltung bei der Ferkelkastration zur Verfügung. 
Das ermöglicht künftig ein neues, praxisgerechtes Verfahren, das die Fortführung der chirurgi-
schen Ferkelkastration unter tierschutzgerechten Bedingungen ermöglicht.“7

5 Referentenentwurf einer Verordnung zur Durchführung der Narkose mit Isofluran bei der Ferkelkastration 
durch sachkundige Personen (FerkNarkSachkV) vom 10.1.2019, https://www.bmel.de/SharedDocs/Down-
loads/GlaeserneGesetze/Referentenentwuerfe/Referentenentwurf_FerkNarkSachkV.pdf?__blob=publicationFile.  

6 Fettungen durch die Verfasserin dieses Sachstands.  

7 Pressemitteilung Nr. 190 vom 23.11.18, „Julia Klöckner: Für die Durchführung einer wirksamen Schmerzaus-
schaltung bei der Ferkelkastration steht nun erstmals in der EU ein zugelassenes Inhalationsnarkotikum zur 
Verfügung!" https://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/2018/190-Ferkelkastration.html. Die Mel-
dung des Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit findet sich unter dem Link: 
https://www.bvl.bund.de/DE/05_Tierarzneimittel/05_Fachmeldungen/2018/2018_11_23_Fa_Isofluran.html;jses-
sionid=0208AA321A3A838F52C20C7E53EF108F.2_cid350 .
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Vor diesem Hintergrund regelt der neue Verordnungsentwurf ausschließlich die Voraussetzungen 
der Verabreichung von Isofluran durch sachkundige Personen. Der Verordnungsentwurf in seiner 
jetzigen Fassung nimmt in seinen Vorschriften nicht auf arzneimittelrechtliche Ermächtigungsnor-
men oder Regelungen Bezug. Das lässt den Schluss zu, dass Ausnahmen vom bisher geltenden 
Arzneimittelrecht mit dieser Verordnung nicht erfolgen sollen. Insbesondere ist Isofluran nach  
§ 1 Ziff. 1 i.V.m. der Anlage 1 der Arzneimittelverschreibungsverordnung (AMVV)8 nach wie vor 
ein verschreibungspflichtiges Medikament. Insoweit § 58 Abs. 1 Arzneimittelgesetz (AMG)9 ver-
langt, dass Tierhalter verschreibungspflichtige Arzneimittel oder andere vom Tierarzt verschrie-
bene oder erworbene Arzneimittel bei Tieren, die der Gewinnung von Lebensmitteln dienen, nur 
nach tierärztlicher Behandlungsanweisung anwenden dürfen, ist dieser Anforderung mit der Ein-
bindung von Tierärzten in den Sachkundeerwerb Rechnung getragen. Es ändert sich auch nichts 
an den Voraussetzungen einer Verschreibung von Isofluran nach § 56a AMG. Vielmehr werden 
mit der Zulassung von Isofluran für die Ferkelkastration und die angestrebte Rechtsverordnung die 
Voraussetzungen des § 56a AMG erfüllt. Dass auf eine nach § 12 Abs. 1 TÄHAV10 erforderliche 
ordnungsgemäße Behandlung als Voraussetzung für die Verschreibung von Isofluran verzichtet 
werden soll, lässt sich dem Verordnungsentwurf nicht entnehmen. § 12 Abs. 2 Nr. 2 TÄHAV ver-
langt eine Kontrolle der Anwendung der Arzneimittel und des Behandlungserfolgs durch den Tier-
arzt. Ob hierfür während der Narkose die Anwesenheit des Tierarztes erforderlich ist, eine Rufbe-
reitschaft sinnvoll ist oder es ausreicht, dass der Tierarzt nach erfolgtem Eingriff den Behandlungs-
erfolg kontrolliert, kann vom Wissenschaftlichen Dienst des Bundestages nicht beurteilt werden. 

*** 

8 AMVV vom 21. Dezember 2005, BGBl. I S. 3632, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 26. Sep-
tember 2018, BGBl. I S. 1386, https://www.gesetze-im-internet.de/amvv/AMVV.pdf.  

9 Arzneimittelgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 2005; BGBl. I S. 3394, zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017, BGBl. I S. 2757. 

10 Verordnung über tierärztliche Hausapotheken in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Juli 2009, BGBl. I  
S. 1760, geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Februar 2018, BGBl. I S. 213. 


